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Beratungsfolge Termin Status Behandlung 

Hauptausschuss 15.11.2011 N Kenntnisnahme 
Bau-, Planungs- und Umwelt-
ausschuss 

17.11.2011 Ö Kenntnisnahme 

Ratsversammlung 29.11.2011 Ö Kenntnisnahme 
 
 
 
Betreff: 

 
Umsetzung der Maßnahme A 124 des Haus-
haltskonsolidierungspaketes 2010: Erlass 
einer neuen Straßenbaubeitragssatzung 
 

 
 
 
 

B e g r ü n d u n g : 
 
Mit Drucksache Nr. 0728/2008/DS wurde der Ratsversammlung am 28.06.2011 eine neue 
Straßenbaubeitragssatzung zur Beschlussfassung vorgelegt. In Umsetzung der Maßnahme A 
124 des Haushaltskonsolidierungspaketes 2010 war vorgesehen, die Anliegeranteile für bei-
tragsfähige Straßenbaumaßnahmen zu erhöhen. 
 
Die Ratsversammlung hat die Vorlage mit einem Ergänzungsantrag beschlossen. Aufgrund 
des Ergänzungsantrages hat der Oberbürgermeister gegen diesen Beschluss Widerspruch ge-
mäß § 43 Gemeindeordnung (GO) eingelegt. 
 
Der Schleswig-Holsteinische Landtag berät derzeit über eine Gesetzesvorlage vom 16.06.2011 
zur Änderung der Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-
Holstein (KAG) zum Straßenbaubeitragsrecht. Erste Lesung war am 01.07.2011. Die vorge-
sehene Satzungsänderung ist insoweit betroffen, als dass der Höchstsatz der Anliegeranteile 
nach dem Gesetzentwurf nur noch 85 % (statt bisher 90 %) betragen soll. Daher wäre der Sa-
tungsentwurf entsprechend zu ändern, wenn die Gesetzesvorlage so angenommen wird. 
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Vor erneuter Beschlussvorlage einer neuen Straßenbaubeitragssatzung soll daher nun zu-
nächst das Gesetzgebungsverfahren zur Änderung des KAG abgewartet werden. 
 
 
 
 
 
Dr. Olaf Tauras 
Oberbürgermeister 


